
UBS Laut der Anlagestiftung tragen Ex-Manager einen grossen Teil der Verantwortung für Verluste

Ethos stellt sich gegen Entlastung
Bei der UBS regt sich Wider-
stand gegen die geplante Dé-
charge an Ex-Manager der Ära
Ospel. Die Stiftung Ethos will
die Entlastung verweigern.

«Die früheren Manager tragen einen
grossen Teil der Verantwortung für die
Verluste der Vergangenheit und die nach
wie vor juristisch instabile Lage der
Bank», heisst es in einer Ethos-Mittei-
lung vom Montag. Ethos empfiehlt, den
Organen die Entlastung für die Jahre
2007, 2008 und 2009 zu verweigern.

Ethos lehnt auch den Bericht zu den
Vergütungen für das Management ab.
Der Bericht weise wesentliche Mängel
auf. Das Vergütungssystem, das an der
letzten Generalversammlung zur Ab-
stimmung vorgelegt worden sei, werde
nicht respektiert. So sei 2009 neben dem
bestehenden Bonusplan und dem lang-
fristigen Beteiligungsplan ein zusätz-
licher Plan zur Aktienzuteilung ein-
geführt worden. Mit dem aktuellen
Vergütungssystem seien die Lehren aus
der Vergangenheit nicht gezogen wor-
den, kritisiert Ethos weiter. So kassiere
der Co-Chef der Investmentbank in den
USA 13,2 Millionen Dollar. Dabei habe
die Investmentbank einen Verlust von 6
Milliarden Franken ausgewiesen.

Auf Distanz geht Ethos auch zu Wolf-
gang Mayrhuber, der gemäss dem Antrag
des UBS-Verwaltungsrats neu in das Auf-
sichtsgremium gewählt werden soll. Ne-
ben seiner Funktion als Lufthansa-Chef
sei Mayrhuber bereits in den Verwal-
tungsräten wichtiger Unternehmen wie
BMW, Munich Re, Fraport und Heico.

Heitz reicht Strafanzeige ein
Gar den Rechtsweg beschreiten will

Aktionärsvertreter Hans-Jacob Heitz. Er
hat am Montag bei der Staatsanwalt-
schaft des Kantons Zürich Strafanzeige
gegen die UBS und deren Organe einge-
reicht wegen Verdachts auf ungetreue
Geschäftsbesorgung.

Heitz klagt, weil an die ehemaligen
UBS-Topkader Peter Kurer und Marcel
Rohner Abgangszahlungen respektive
Zahlungen an die Pensionskasse geleis-
tet worden seien, für die keine vertragli-
che Verpflichtung bestanden habe. Es
sei Zeit im Verzug, da der bislang noch
nicht entlastete ehemalige Verwaltungs-
ratspräsident Kurer an der Generalver-
sammlung vom 14. April in Basel die
Décharge erhalten soll. (sda)

Konjunktur

Bei der UBS
steigt Zuversicht
Die Ökonomen der Grossbank
UBS rechnen nun für das lau-
fende Jahr mit einem deutlich
stärkeren Wirtschaftswachs-
tum in der Schweiz.

Gestern passten die UBS-Ökonomen
ihre Konjunkturprognose für das laufen-
de Jahr von 2,0 Prozent auf 2,5 Prozent
an. Mit dem grösseren Anstieg des Brut-
toinlandprodukts (BIP) einher geht laut
den Konjunkturauguren der UBS auch
ein Rückgang der Arbeitslosigkeit. Diese
werde sich 2010 auf durchschnittlich 4,2
Prozent belaufen. Bisher ging die UBS
von einer durchschnittlichen Arbeitslo-
senquote von 4,9 Prozent aus.

Der erwartete Aufschwung werde
hauptsächlich vom sehr dynamischen
Binnensektor getragen, schrieb die For-
schungsstelle der UBS-Vermögensver-
waltungssparte in einem Communiqué.
Die Stabilisierung des Arbeitsmarktes
sowie die anhaltende Immigration dürf-
ten demnach zu einem ansehnlichen
Konsumwachstum führen.

Leitzinsen dürften wieder steigen
Daneben würden voraussichtlich aber

auch die Exportwirtschaft und Investitio-
nen in Produktionsanlagen und -infra-
struktur zum Wachstum des BIP beitra-
gen. Das solide Wirtschaftswachstum
hat laut UBS aber auch Auswirkungen
auf die Preise: Nachdem im letzten Jahr
das Preisniveau in der Schweiz zurück-
ging, dürfte heuer wieder eine Inflation
zwischen 0,6 und 1,3 Prozent anfallen.

Der Inflationsdruck sowie Bedenken
um die Folgen der tiefen Zinsen auf den
Immobilienmarkt werde die Schweizeri-
sche Nationalbank (SNB) zudem dazu
bewegen, die Leitzinsen bereits im Sep-
tember wieder anzuheben, prophezeien
die UBS-Ökonomen. Da auf europäi-
scher Ebene ein Zinsschritt erst später
folgen dürfte, werde der Alleingang der
SNB dazu führen, dass der Franken ge-
genüber dem Euro weiter erstarke. (sda)
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«Wenig Fingerspitzengefühl»

Die UBS will dem früheren Verwal-
tungsrat die Décharge erteilen. Die Öf-
fentlichkeit ist empört. Zu Recht?

Juristisch gesehen handelt der UBS-
Verwaltungsrat korrekt: ehemalige Ver-
waltungsräte haben Anspruch auf die
Erteilung der Décharge. Ausserdem hat
die UBS ausdrücklich auf eine Verant-
wortlichkeitsklage gegen Marcel Ospel
und seine Crew verzichtet. Damit ist
die Entlastung auch juristisch konse-
quent.

Und was spricht dagegen?
Die UBS ist kein normales Unter-

nehmen, sie ist immer noch auf den
Goodwill der Öffentlichkeit und der Po-
litiker angewiesen. Die GPK hat ihren
Bericht noch nicht veröffentlicht, das
Parlament muss noch über den Staats-
vertrag mit den USA entscheiden. Des-
halb zeugt es von wenig politischem
Fingerspitzengefühl, dass Villiger und
seine Leute ihre Vorgänger schon jetzt
entlasten wollen.

Wie stehen die Chancen für die Ertei-
lung der Décharge?

Die sind intakt. Es wird zwar ein
grosses Geschrei geben, aber am Er-
gebnis wird das kaum etwas ändern.

Dann hat die ehemalige Führungsriege
nichts mehr zu befürchten?

Das stimmt nicht ganz. Auf Strafkla-
gen hat das keine Auswirkung, denn

bei der Décharge geht es allein um den
Schadenersatz.

Eine solche Klage kommt neu von Ak-
tionärsvertreter Hans-Jacob Heitz. Er
hat das frühere Management wegen un-
getreuer Geschäftsbesorgung angezeigt.

Die Chancen für solche Strafanzei-
gen sind gering, aus einem einfachen
Grund: Die zuständigen Staatsanwalt-
schaften von Zürich und Basel haben
sich im Fall UBS bis jetzt wenig zu-
gänglich gezeigt.

Wo liegt das Problem?
Ich vermute, die Staatsanwaltschaf-

ten haben Angst – aus zwei Gründen:
Erstens wäre der Aufwand für eine
Strafuntersuchung enorm hoch. Zwei-
tens fürchten sie eine Niederlage. Wenn
sie vor Gericht verlieren, kommen sie
noch stärker ins Kreuzfeuer, als wenn
sie gar nichts tun. Andri Rostetter

Nachgefragt

Peter V. Kunz, Professor für Wirtschafts-
recht an der Uni Bern.

Die Anlagestiftung will von einer Décharge für Marcel Rohner, Peter Kurer und Marcel Ospel (von links) nichts wissen. (key)

Nach der Aufhebung der
Rekordbusse für die Swiss-
com durch das Bundesver-
waltungsgericht wird der
Entscheid weitergezogen.

Die Wettbewerbskommission (Weko)
hatte eine Rekordbusse in der Höhe von
333 Millionen Franken gegen die Swiss-
com verhängt. Sie war zum Schluss ge-
kommen, dass die Swisscom von April
2004 bis Mai 2005 von Konkurrenten
überhöhte Gebühren für die Durchstel-
lung von Anrufen aus deren Netz auf das
Swisscom-Mobilfunknetz verlangt hat.
Das Bundesverwaltungsgericht hob die-
se Busse aber wieder auf.

Der scheidende Weko-Präsident, Wal-
ter Stoffel, erklärte am Montag an der
Jahresmedienkonferenz, der Rekurs sei-
ner Kommission richte sich gegen den
vom Bundesverwaltungsgericht ange-
führten Zusatztatbestand des «Erzwin-
gens» von Preisen. Dieser Tatbestand
müsse für einen Missbrauch in regulier-
ten Märkten nicht zusätzlich nachgewie-
sen werden. Das Element des «Erzwin-
gens» sei in der Marktbeherrschung
bereits enthalten. Entweder beherrsche
ein Unternehmen den Markt und könne
seine Bedingungen durchsetzen oder
eben nicht. Das Bundesgericht solle nun

entscheiden, ob die Weko gestützt auf
das Kartellgesetz auch in regulierten
Bereichen gegen Missbräuche marktbe-
herrschender Unternehmen vorgehen
könne. In den anderen Punkten des
Urteils sieht sich die Weko in ihren Ein-
schätzungen gestützt.

Sanktionsdrohung wäre nötig
Das Bundesverwaltungsgericht hatte

argumentiert, die Swisscom habe die Ta-
rife nicht erzwungen, wie dies das Kar-
tellgesetz für die erhobene Busse verlan-
ge. Die anderen Marktteilnehmer hätten
die Eidgenössische Kommunikations-
kommission (ComCom) anrufen kön-
nen, welche dann die Terminierungsge-
bühren festgelegt hätte. Stoffel erklärte,
nur mit zusätzlichem Druck des Kartell-
gesetzes und unter Sanktionsdrohung
sei es in ungenügend regulierten Märk-
ten wie den Mobilterminierungsgebüh-
ren möglich, Marktmiss- brauch zu ver-
hindern. Die ComCom entfalte zu wenig
präventive Wirkung.

Die Swisscom teilte mit, auch sie
ziehe das Urteil vor das Bundesgericht.
Mediensprecher Carsten Roetz erklärte,
das Unternehmen bestreite, eine
marktbeherrschende Stellung innezu-
haben. Mit Sunrise und Orange seien
schliesslich zwei Konkurrenten vor-
handen. Die Einsprachefrist läuft bis
zum 23. April. (sda)

Weko Nach Aufhebung der Busse für Swisscom

Mit Gerichtsurteil unzufrieden
Lufthansa

Nach Ostern kommt
der nächste Streik

Die Piloten der deutschen Fluggesell-
schaft Lufthansa wollen nach Ostern
wieder streiken. Die Flugzeugführer der
Konzernmutter Lufthansa, der Billig-
tochter Germanwings und der Fracht-
sparte Cargo werden vom 13. April bis
16. April die Arbeit niederlegen.

Die Tarifverhandlungen mit der Luft-
hansa seien gescheitert, teilte die Pilo-
tengewerkschaft Vereinigung Cockpit
gestern mit. Die Lufthansa erklärte, sie
habe der Gewerkschaft in den letzten
Wochen ein Angebotspaket übermittelt,
mit dem sie auf die Besorgnis der Piloten
um die Sicherheit ihrer Arbeitsplätze
eingegangen sei. Dennoch habe Cockpit
«die Gespräche vorerst ausgesetzt».

Arbeit für einen Tag niedergelegt
Cockpit hatte im Februar einen ur-

sprünglich auf vier Tage angesetzten
Streik bereits nach einem Tag abgebro-
chen. Lufthansa hatte zuvor versucht, die
Arbeitsniederlegungen mit einer einst-
weiligen Verfügung unterbinden zu las-
sen, weil sie den Streik für rechtswidrig
hielt. Konzern und Piloten einigten sich
anschliessend darauf, die Tarifgespräche
vorläufig wiederaufzunehmen. Der Pilo-
tenvereinigung geht es in den Tarifver-
handlungen im Kern darum, dass beim
Mutterkonzern Lufthansa in Deutschland
keine Pilotenjobs verloren gehen. (afp)

Fastweb-Affäre

Rechtshilfe an Italien
Das Bundesstrafgericht gibt grünes

Licht für Rechtshilfe an Italien in der
Fastweb-Affäre. Gemäss der Medienmit-
teilung des Bundesstrafgerichts vom
Montag hat es mit Entscheid vom 18.
März die Beschwerde der Tessiner Fir-
ma Euram Finance sowie von zwei Pri-
vatpersonen abgewiesen. Der Entscheid
kann noch ans Bundesgericht weiterge-
zogen werden. (sda)

Unternehmenszahlen
Meyer Burger schwächelt
Baar. Für den Spezialsägen-Hersteller
Meyer Burger ist das Geschäftsergebnis
2009 weniger gut ausgefallen als im Vor-
jahr. Mit 29 Millionen Franken ist der
Konzerngewinn um 6 Millionen tiefer.
Der Betriebsgewinn (Ebit) verringerte
sich im Vergleich zum Vorjahr von 60
auf 41,3 Millionen Franken, wie das Un-
ternehmen am Montag mitteilte. Der
Nettoumsatz sank von 448 auf 421 Mil-
lionen Franken.

Metall Zug legt zu
Zug. Die Industrie- und Immobilien-
gruppe Metall Zug hat den Gewinn im
vergangenen Jahr um 125,3 Prozent auf
71,7 Millionen Franken gesteigert. Den
Gewinnsprung verdankt das Unterneh-
men einem starken Finanzergebnis. Der
Umsatz sank um 2,3 Prozent auf 790,2
Millionen Franken, wie Metall Zug am
Montag mitteilte. (sda)


